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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 10. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung lade 

ich ein für 

 

Mittwoch, 19. April 2017, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Evaluation des Hessischen Kinderförderungsgesetzes 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

- 101.18.490 -  

 

2. Berufsfachschule zum Übergang in Ausbildung (BÜA) 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

- 101.18.491 -  

 

3. Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 

- 101.18.492 -  

 

4. Umsetzung des Kinder- und Jugendschutzgesetzes 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 

- 101.18.493 -  
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5. Inklusive Bildung 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

- 101.18.494 -  

 

6. Kommunalinvestitionsprogramm II 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Michael von Rüden 

- 101.18.514 -  

 

7. Anspruch auf Kita-Plätze für neu Zugezogene 

Anfrage der CDU-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Marcus Leitschuh 

- 101.18.515 -  

 

8. Aufwendungen für unbegleitete minderjährige Ausländer (umA) in Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Adriane Sittek 

- 101.18.521 -  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

Vorsitzende 
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1 von 8 
Niederschrift 

über die 10. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung 

am Mittwoch, 19. April 2017, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Dr. Martina van den Hövel-Hanemann, Vorsitzende, B90/Grüne 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD (Vertretung für Dr. Isabel Carqueville) 

Enrico Schäfer, Mitglied, SPD (Vertretung für Sabine Wurst) 

Oliver Schmolinski, Mitglied, SPD 

Harry Völler, Mitglied, SPD (Vertretung für Anke Bergmann) 

Marcus Leitschuh, Mitglied, CDU ab 17.12 Uhr (TOP 3) 

Jutta Schwalm, Mitglied, CDU 

Brigitte Thiel, Mitglied, CDU (Vertretung für Dr. Michael von Rüden) 

Steffen Müller, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Boris Mijatovic) 

Adriane Sittek, Mitglied, AfD 

Simon Aulepp, Mitglied, Kasseler Linke 

Vera Gleuel, Mitglied, Freie Wähler 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Christel Gusek, Vertreterin des Seniorenbeirates 

Richard Pinks, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Christof Nolda, Stadtrat, B90/Grüne (Vertretung für Anne Janz) 

 

Schriftführung 

Jutta Butterweck, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Gabriele Steinbach, Schulverwaltungsamt 

Judith Osterbrink, Jugendamt 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Evaluation des Hessischen Kinderförderungsgesetzes 101.18.490 

2. Berufsfachschule zum Übergang in Ausbildung (BÜA) 101.18.491 

3. Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen 101.18.492 

4. Umsetzung des Kinder- und Jugendschutzgesetzes 101.18.493 
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6. Kommunalinvestitionsprogramm II 101.18.514 

7. Anspruch auf Kita-Plätze für neu Zugezogene 101.18.515 

8. Aufwendungen für unbegleitete minderjährige Ausländer 

(umA) in Kassel 

101.18.521 

 

 

Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann eröffnet die mit der Einladung vom  

11. April 2017 ordnungsgemäß einberufene 10. öffentliche Sitzung des 

Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung, begrüßt die Anwesenden und stellt 

die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Stadträtin Janz kann aufgrund einer anderweitigen Terminverpflichtung nicht an 

der heutigen Sitzung teilnehmen. Sie wird durch Stadtbaurat Nolda vertreten. 

 

 

Zur Tagesordnung 

 

Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann teilt mit, dass der Tagesordnungspunkt 

5. betr. Inklusive Bildung in der heutigen Sitzung nicht behandelt werden kann, da 

der Magistrat die Anfrage aufgrund fehlenden Zahlenmaterials noch nicht 

beantworten kann. Der Punkt wird für die Tagesordnung der nächsten 

Ausschusssitzung vorgemerkt. 

 

Sie stellt die geänderte Tagesordnung so fest. 

 

 

 

1. Evaluation des Hessischen Kinderförderungsgesetzes 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.490 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, über die Evaluation des Hessischen 

Kinderförderungsgesetzes zu berichten. 

 

Da der Bericht ca. 400 Seiten umfasst, wird darum gebeten 

 

 eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse zu erstellen 

 

 die Auswirkungen des Gesetzes auf Kassel darzustellen und zu bewerten: 

wo sieht der Magistrat Handlungsbedarf? 
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 die Auswirkungen auf kommunale und auf freie Träger differenziert 

darzustellen. 

 

Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Evaluation des Hessischen 

Kinderförderungsgesetzes, 101.18.490, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Schmolinski 

 

 

2. Berufsfachschule zum Übergang in Ausbildung (BÜA) 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.491 - 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, die neue Schulform „BÜA“, Berufsfachschule im 

Übergang, vorzustellen und u.a. auf folgende Aspekte einzugehen: 

 

 Welche bildungspolitischen Ziele sind mit der Schulform BÜA verbunden? 

 Welche Schulen und welche Kooperationspartner aus der Praxis sind 

beteiligt? 

 Wie sind die Schulen bzw. Lehrkräfte auf die Umsetzung dieser Schulform 

vorbereitet? 

 Welche Chancen bestehen für die Absolventen*innen der Stufe I wie auch 

der Stufe II genügend Ausbildungsplätze zu erhalten? 

 Welche Herausforderungen kommen auf die Stadt als Schulträger zu? 
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Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem geänderten Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Berufsfachschule zum 

Übergang in Ausbildung (BÜA), 101.18.491, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Schwalm 

 

 

3. Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.492 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Kenntnisse hat der Magistrat von Bildungsangeboten zur Förderung 

der Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen? 

2. Welche Schwerpunkte setzt die Stadt Kassel bei außerschulischen  

Angeboten, um Medienkompetenz zu stärken?  

3. Welche Kenntnisse hat der Magistrat vom Problem des Mobbing unter  

Kinder und Jugendlichen in Sozialen Medien? 

4. Welche Straftaten sind dem Magistrat bekannt, die Kinder und  

Jugendlichen über das Internet begehen oder deren Opfer sie werden? 

5. Welche Beratungsangebote für suchtgefährdete Kinder und Jugendliche  

bzw. deren Eltern gibt es? 

 

Stadtbaurat Nolda gibt das Wort an Frau Judith Osterbrink, Amtsleiterin 

Jugendamt. Frau Osterbrink beantwortet die Anfrage und weitere Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. Die schriftliche Antwort wird als Anlage zur Niederschrift 

zugesagt. 

 

Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann erklärt die Anfrage nach 

Beantwortung durch Frau Judith Osterbrink, Amtsleiterin Jugendamt, für 

erledigt. 
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4. Umsetzung des Kinder- und Jugendschutzgesetzes 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.493 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie ist der Stand bei der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt 

 

a. In Sport- und Karnevalsvereinen 

 

b. Bei weiteren Trägern der Jugendhilfe 

 

c. In Kitas und Schulen 

 

2. Welche Vereinbarungen wurden mit welchen Einrichtungen geschlossen? 

 

3. Gibt es in der Stadt Kassel eine (anonyme und neutrale) Anlaufstelle für 

Opfer von sexueller Gewalt?  

 

4. Wie stellt die Stadt Kassel sicher, dass die Maßnahmen zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen alle Bereiche der Jugendhilfe, der Bildung und 

der Betreuungsangebote erreichen?  

 

5. Gibt es besondere Regeln für Lehrkräfte auf Honorarbasis? 

 

Stadtbaurat Nolda gibt das Wort an Frau Judith Osterbrink. Sie beantwortet die 

Anfrage. Die schriftliche Antwort wird als Anlage zu Protokoll genommen. 

 

Nach Beantwortung Frau Judith Osterbrink, Amtsleiterin Jugendamt, erklärt 

Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann die Anfrage für erledigt. 

 

 

5. Inklusive Bildung 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.494 - 

 

Abgesetzt 
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Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.514 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Schulen sollen mit Hilfe des Kommunalinvestitionsprogramms II 

(KIP II), das für Kassel 29.663.343 Euro vorsieht, saniert, umgebaut oder 

erweitert werden? 

 

2. In welcher Form sollen die Fachausschüsse der 

Stadtverordnetenversammlung an den geplanten Investitionen in die 

Schulinfrastruktur beteiligt werden? 

 

3. In welchem zeitlichen Rahmen bewegen sich die Planungen des 

Schulträgers für das KIP II? 

 

Stadtbaurat Nolda erläutert einige grundsätzliche Gegebenheiten und beantwortet 

im Anschluss die Anfrage sowie weitere Nachfragen. 

 

Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann erklärt die Anfrage nach 

Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda für erledigt. 

 

 

7. Anspruch auf Kita-Plätze für neu Zugezogene 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.515 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Besteht ein Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz auch für neu Zugezogene? 

 

2. Welche Zeitspanne muss/kann zwischen Zuzug und Finden eines Platzes 

zugemutet werden? 

 

3. Konnte in dem von der HNA im März vorgestellten Fall mittlerweile Abhilfe 

geschaffen werden? 

 

4. Hat die Frau Klage eingereicht, wie sie gegenüber der HNA angekündigt 

hat? 
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Stadtbaurat Nolda beantwortet diese und sagt die schriftliche Antwort als Anlage 

zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzende Dr. van den 

Hövel-Hanemann die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

8. Aufwendungen für unbegleitete minderjährige Ausländer (umA) in Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.521 - 

 

Anfrage 

 

Die AfD-Fraktion fragt nunmehr an: 

 

1. Wie hoch sind die durchschnittlichen, monatlichen Kosten für diese umA  

pro Person in Kassel? 

2. Welche Posten sind in der Berechnung enthalten? 

3. In welchem Umfang werden die Kosten von Land und Bund erstattet? 

4. Gibt es Seitens des Landes Bearbeitungsrückstände im Bereich der 

Kostenerstattung? Falls dies der Fall ist: Wie hoch sind diese Rückstände? 

5. Falls es die vorgenannten Rückstände gibt: Wie werden diese 

Aufwendungen finanziert? Werden die Kosten für evtl. anfallende 

Zwischenfinanzierungen ebenfalls vom Land erstattet? 

6. Für wie viele der in Kassel  in Obhut genommenen umA ist ein Asylantrag 

gestellt? 

7. Welche Bargeldleistungen erhalten umA? 

8. Von wieviel Prozent der umA werden Fingerabdrücke und/oder 

biometrische Bilder erfasst? 

9. Werden diese Daten (Fingerabdrücke & biometrische Bilder) 

deutschlandweit in einer Datenbank abgeglichen um Mehrfachidentitäten 

zu ermitteln?   

10. Werden vorgelegte Ausweisdokumente maschinell auf Echtheit geprüft? 

11. Nach offiziellen Angaben (1) sind rd. 70% der umA mindestens 16 Jahre alt; 

eine Überprüfung der Identitäts- und Altersbehauptung ist aufgrund 

fehlender Dokumente oft nicht möglich.  

Welche Methoden wenden das Jugendamt bzw. die Ausländerbehörde der 

Stadt Kassel zur Alters- und Herkunfts-Feststellung bei umA an und 

welche Ergebnisse werden hierbei erzielt? 

12. Wie wird der § 89 SGB VIII ff - örtliche Zuständigkeit für Leistungen  - 

umgesetzt und mit welchen Zahlungen ist dieses Jahr und im Folgejahr zu 

rechnen?  
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schriftliche Antwort als Anlage zu Protokoll zu. Weitere Nachfragen der 

Ausschussmitglieder werden von ihm und Frau Judith Osterbrink beantwortet. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda und Frau Judith Osterbrink, 

Amtsleiterin Jugendamt, erklärt Vorsitzende Dr. van den Hövel-Hanemann die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18.12 Uhr 

 

 

 

 

 

 

Dr. Martina van den Hövel-Hanemann Jutta Butterweck 

Vorsitzende Schriftführerin 



 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1294 

Telefax 0561 787 2104 

fraktion@gruene-kassel.de 

www.GRUENE-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.490 

 

 

Evaluation des Hessischen Kinderförderungsgesetzes 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, über die Evaluation des Hessischen 

Kinderförderungsgesetzes zu berichten. 

 

Da der Bericht ca. 400 Seiten umfasst, wird darum gebeten 

 

 eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse zu erstellen 

 

 die Auswirkungen des Gesetzes auf Kassel darzustellen und zu bewerten: 

wo sieht der Magistrat Handlungsbedarf? 

 

 die Auswirkungen auf kommunale und auf freie Träger differenziert 

darzustellen. 

 

 

 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

 

gez. Eva Koch 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 



 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1294 

Telefax 0561 787 2104 

fraktion@gruene-kassel.de 

www.GRUENE-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.491 

 

Berufsfachschule zum Übergang in Ausbildung (BÜA) 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, die neue Schulform „BÜA“, Berufsfachschule im 

Übergang, vorzustellen und u.a. auf folgende Aspekte einzugehen: 

 

 Welche bildungspolitischen Ziele sind mit der Schulform BÜA verbunden? 

 Welche Schulen und welche Kooperationspartner aus der Praxis sind 

beteiligt? 

 Wie sind die Schulen bzw. Lehrkräfte auf die Umsetzung dieser Schulform 

vorbereitet? 

 Welche Chancen bestehen für die Absolventen*innen der Stufe I wie auch 

der Stufe II genügend Ausbildungsplätze zu erhalten? 

 Welche Herausforderungen kommen auf die Stadt als Schulträger zu? 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-Hanemann 

 

gez. Eva Koch 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 

 

Nachrichtlich (Ursprungsantrag vom 27. Februar 2017) 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, die neue Schulform „BÜA“, Berufsschule im Übergang, 

vorzustellen und u.a. auf folgende Aspekte einzugehen: 

 

 Welche bildungspolitischen Ziele sind mit der Schulform BÜA verbunden? 

 Welche Schulen und welche Kooperationspartner aus der Praxis sind beteiligt? 

 Wie sind die Schulen bzw. Lehrkräfte auf die Umsetzung dieser Schulform 

vorbereitet? 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1294 

Telefax 0561 787 2104 

fraktion@gruene-kassel.de 

www.GRUENE-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.492 

 

 

Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Kenntnisse hat der Magistrat von Bildungsangeboten zur Förderung 

der Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen? 

2. Welche Schwerpunkte setzt die Stadt Kassel bei außerschulischen  

Angeboten, um Medienkompetenz zu stärken?  

3. Welche Kenntnisse hat der Magistrat vom Problem des Mobbing unter  

Kinder und Jugendlichen in Sozialen Medien? 

4. Welche Straftaten sind dem Magistrat bekannt, die Kinder und  

Jugendlichen über das Internet begehen oder deren Opfer sie werden? 

5. Welche Beratungsangebote für suchtgefährdete Kinder und Jugendliche  

bzw. deren Eltern gibt es? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 

 

gez. Eva Koch 

Stellv. Fraktionsvorsitzende 















 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 

 

1. März 2017 

1 von 1 

Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1294 

Telefax 0561 787 2104 

fraktion@gruene-kassel.de 

www.GRUENE-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.493 

 

 

Umsetzung des Kinder- und Jugendschutzgesetzes 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie ist der Stand bei der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt 

 

a. In Sport- und Karnevalsvereinen 

 

b. Bei weiteren Trägern der Jugendhilfe 

 

c. In Kitas und Schulen 

 

2. Welche Vereinbarungen wurden mit welchen Einrichtungen geschlossen? 

 

3. Gibt es in der Stadt Kassel eine (anonyme und neutrale) Anlaufstelle für 

Opfer von sexueller Gewalt?  

 

4. Wie stellt die Stadt Kassel sicher, dass die Maßnahmen zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen alle Bereiche der Jugendhilfe, der Bildung und 

der Betreuungsangebote erreichen?  

 

5. Gibt es besondere Regeln für Lehrkräfte auf Honorarbasis? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 

 

gez. Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1294 

Telefax 0561 787 2104 

fraktion@gruene-kassel.de 

www.GRUENE-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.494 

 

 

Inklusive Bildung 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viel Anträge von Eltern auf Beschulung ihrer Kinder in Förderschulen 

hat es seit der Einführung der Modellregion Inklusion gegeben? 

2. Wie sieht das Verfahren aus? 

3. Wurden solche Anträge abgelehnt? 

4. Welche Ergebnisse liegen durch den Unterricht in Kooperationsklassen vor?  

5. Welche Schulen haben Modelle für den inklusiven Unterricht entwickelt? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Dr. Martina van den Hövel-

Hanemann 

 

gez. Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender 



 

Fraktion in der 

Stadtverordnetenversammlung 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.514 

 

 

Kommunalinvestitionsprogramm II 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Schulen sollen mit Hilfe des Kommunalinvestitionsprogramms II 

(KIP II), das für Kassel 29.663.343 Euro vorsieht, saniert, umgebaut oder 

erweitert werden? 

 

2. In welcher Form sollen die Fachausschüsse der 

Stadtverordnetenversammlung an den geplanten Investitionen in die 

Schulinfrastruktur beteiligt werden? 

 

3. In welchem zeitlichen Rahmen bewegen sich die Planungen des 

Schulträgers für das KIP II? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dr. Michael von Rüden 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

info@cdu-fraktion-kassel.de 

www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.18.515 

 

 

Anspruch auf Kita-Plätze für neu Zugezogene 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Besteht ein Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz auch für neu Zugezogene? 

 

2. Welche Zeitspanne muss/kann zwischen Zuzug und Finden eines Platzes 

zugemutet werden? 

 

3. Konnte in dem von der HNA im März vorgestellten Fall mittlerweile Abhilfe 

geschaffen werden? 

 

4. Hat die Frau Klage eingereicht, wie sie gegenüber der HNA angekündigt 

hat? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Marcus Leitschuh 

 

gez. Dr. Michael von Rüden 

Fraktionsvorsitzender 





 

AfD  
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3265 

Telefax  0561 787 3266 

stadtverordnete@ks.afd-hessen.de 

Vorlage Nr. 101.18.521 

 

 

Aufwendungen für unbegleitete minderjährige Ausländer (umA) in Kassel 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 

 

 

Laut Medienberichterstattung (1) wird die Aufnahme unbegleiteter minderjähriger 

Ausländer im laufenden Jahr in der Bundesrepublik Deutschland fast 4 Milliarden 

Euro - durchschnittlich, pro Person 6.400 € monatlich - kosten.  

Laut Auskunft des Jugendamtes von der Stadt Kassel (Stand Sept. 2016) wurden 

280 unbegleitete minderjährige Ausländer (nachstehend umA) aufgenommen. 

 

Die AfD-Fraktion fragt nunmehr an: 

 

1. Wie hoch sind die durchschnittlichen, monatlichen Kosten für diese umA  

pro Person in Kassel? 

2. Welche Posten sind in der Berechnung enthalten? 

3. In welchem Umfang werden die Kosten von Land und Bund erstattet? 

4. Gibt es Seitens des Landes Bearbeitungsrückstände im Bereich der 

Kostenerstattung? Falls dies der Fall ist: Wie hoch sind diese Rückstände? 

5. Falls es die vorgenannten Rückstände gibt: Wie werden diese 

Aufwendungen finanziert? Werden die Kosten für evtl. anfallende 

Zwischenfinanzierungen ebenfalls vom Land erstattet? 

6. Für wie viele der in Kassel  in Obhut genommenen umA ist ein Asylantrag 

gestellt? 

7. Welche Bargeldleistungen erhalten umA? 

8. Von wieviel Prozent der umA werden Fingerabdrücke und/oder 

biometrische Bilder erfasst? 

9. Werden diese Daten (Fingerabdrücke & biometrische Bilder) 

deutschlandweit in einer Datenbank abgeglichen um Mehrfachidentitäten 

zu ermitteln?   

10. Werden vorgelegte Ausweisdokumente maschinell auf Echtheit geprüft? 

11. Nach offiziellen Angaben (1) sind rd. 70% der umA mindestens 16 Jahre alt; 

eine Überprüfung der Identitäts- und Altersbehauptung ist aufgrund 

fehlender Dokumente oft nicht möglich.  



 

Anfrage AfD-Fraktion Vorlage-Nr. 101.18.521 

2 von 2 Welche Methoden wenden das Jugendamt bzw. die Ausländerbehörde der 

Stadt Kassel zur Alters- und Herkunfts-Feststellung bei umA an und 

welche Ergebnisse werden hierbei erzielt? 

12. Wie wird der § 89 SGB VIII ff - örtliche Zuständigkeit für Leistungen  - 

umgesetzt und mit welchen Zahlungen ist dieses Jahr und im Folgejahr zu 

rechnen?  

 

Es wird um schriftliche Beantwortung der Frage gebeten. 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Adriane Sittek 

 

gez. Sven R. Dreyer 

Stellv. Fraktionsvorsitzender 

 

 

 

 
(1) “ Junge Migranten kosten Deutschland vier Milliarden“ welt.de v. 22.02.2017 

Inhaltsangabe: 
Zum Stichtag 09.02.2017 wurden von der Kinder- und Jugendhilfe bundesweit 61.893 
unbegleitete minderjährige Ausländer mit einem durchschnittlichen Kostensatz von  
6.400 Euro monatlich betreut. 
Nach offiziellen Angaben sind rund 70% der UMA mindestens 16 Jahre alt; eine 
Überprüfung der Identitäts- und Altersbehauptung ist aufgrund fehlender 
Dokumente  
oft nicht möglich. Die Arbeitsgemeinschaft für Forensische Altersdiagnostik hat einen 
international anerkannten Diagnosestandard entwickelt, der zwar keine zweifelsfreien 
Altersfeststellungen erlaubt, aber doch die Feststellung des Mindestalters.  
Die Untersuchung wird beispielsweise in Österreich in der Regel durch Röntgen des  
Handwurzelknochens vorgenommen. 
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